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Mr. 13862.) Geſetz zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeindlichen Verwaltung. Vom 
„ April 1933. 2 


Das Staatsminiſterium hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1. 
Im Titel VIII und im 8 72 der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen tritt an die 
Stelle der Zahl „2500“ die Zahl „10 000%, 


8 2. 

() In Stadtgemeinden mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern werden die Stellen des 

Bürgermeiſters, der Mitglieder des Gemeindevorſtandes und der Beigeordneten ehrenamtlich ver⸗ 
waltet. Die Wahlzeit endet gleichzeitig mit der Wahlzeit der Gemeindevertretung. Die Neuwahl 
hat alsbald nach der Neuwahl der Gemeindevertretung ſtattzufinden; die Ausſcheidenden bleiben 
bis zur Einführung der Neugewählten im Amte. 
i (2) Sofern der Umfang oder die Eigenart der Gemeindeverwaltungsgeſchäfte es erfordert, kann 
durch Ortsſatzung die Stelle eines hauptamtlichen beſoldeten Bürgermeiſters oder Stadtrats (Rats⸗ 
herrn, Beigeordneten) eingerichtet werden. Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde. j 

(3) Soweit in Städten mit nicht mehr als 10:000 Einwohnern bei Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes Bürgermeiſter, Mitglieder des Gemeindevorſtandes und Beigeordnete beſoldet angeſtellt 
ſind, verbleibt es bis zur Beendigung ihrer Amtszeit bei dem beſtehenden Rechtszuſtande. 


8 3. 
(1) Die Höchſtzahl der beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats einſchließlich des Bürgermeiſters 
(Oberbürgermeiſters) beträgt in Stadtgemeinden mit mehr als 10 000, 
jedoch mit nicht mehr als 50 000 Einwohnern 3, 
mit mehr als 50 000, jedoch mit nicht mehr als 100 000 Einwohnern 4, 
mit mehr als 100 00 ehe 88. 
Die Stelle des Bürgermeiſters (Oberbürgermeiſters) und, wenn mehr als eine beſoldete Stelle 
eingerichtet wird, die Stelle des Kämmerers müſſen mit beſoldeten Wahlbeamten beſetzt werden. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf die beſoldeten Stellen der Bürgermeiſter (Ober⸗ 
bürgermeiſter) und Beigeordneten in Städten, die nach der Bürgermeiſterverfaſſung verwaltet 
werden, ſinngemäße Anwendung. 

(8) Sofern der Umfang oder die Eigenart der Gemeindeverwaltungsgeſchäfte es erfordert, 
kann die Höchſtzahl der beſoldeten Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten) durch Ortsſatzung herauf⸗ 
geſetzt werden. Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung der Auſſichtsbehörde. 
| (4) Soweit bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Zahl der im Abſ. 1 bezeichneten Magiſtrats⸗ 
mitglieder (Beigeordneten) über die im Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte Höchſtzahl hinausgeht, bleibt jedes 
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von ihnen bis zur Beendigung ſeiner Amtszeit im Amte; endet die Amtszeit eines oder mehrerer 
dieſer Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten) und iſt die Übernahme der von ihnen verſehenen 
Tätigkeit durch ſolche beſoldete oder unbeſoldete Magiſtratsmitglieder (Beigeordneten), deren Amts⸗ 
zeit noch weiterläuft, nicht tunlich, ſo kann die im Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte Höchſtzahl mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde auch in den Fällen überſchritten werden, in denen die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſ. 3 nicht vorliegen. Jedoch iſt bei Beſetzung freier Stellen nach Möglichkeit dafür 
zu ſorgen, daß die vorhandenen Magiſtratsmitglieder bei Freiwerden weiterer Stellen dieſe über⸗ 
nehmen können. 
8 4. 

() In Landgemeinden werden die Stellen des Gemeindevorſtehers (der Mitglieder des kolle⸗ 
gialiſchen Gemeindevorſtandes) ſowie der Schöffen ehrenamtlich verwaltet. 8 2 Abſ. Sa, 3 
findet ſinngemäße Anwendung. 


` (2) Sofern der Umfang oder die Eigenart der Gemeindeverwaltungsgeſchäfte es erfordert, 
können durch Ortsſatzung in Landgemeinden mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern die Stellen 
eines hauptamtlichen beſoldeten Gemeindevorſtehers oder Schöffen, in Landgemeinden mit mehr 
als 10 000 Einwohnern eines hauptamtlichen beſoldeten Gemeindevorſtehers und zweier Schöffen 
eingerichtet werden. Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


Ae en (8) In Landgemeinden mit nicht mehr als 3000 Einwohnern ift die Einrichtung beſoldeter 
dét 7 33 Stellen de ) 


J 1 


(4) Soweit in Landgemeinden beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes Gemeindevorſteher (Mit⸗ 
glieder des kollegialiſchen Gemeindevorſtandes) oder Schöffen mit Rechtswirkſamkeit beſoldet 
angeſtellt ſind, verbleibt es bis zur Beendigung ihrer Amtszeit bei dem beſtehenden Rechtszuſtande. 
Im übrigen findet § 3 Ab. 4 ſinngemäße Anwendung. f 


N 8 5. 
In den Ämtern werden die Stellen des Bürgermeiſters und der Stellvertreter (der Bei⸗ 
geordneten) ehrenamtlich verwaltet. Im übrigen finden die Vorſchriften des 8 4 ſinngemäße 
Anwendung. i 


ER? 
Die Zahl der unbefoldeten Magiſtratsmitglieder, Beigeordneten und Schöffen kann, ſoweit 


ſie das Bedürfnis überſchreitet, von der Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Gemeindevertretung 
(Amtsvertretung) mit ſofortiger Wirkung herabgeſetzt werden. l 


siye 
Bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehende Ortsſatzungen, durch welche die Zahl der Mit⸗ 
glieder der Vertretungskörperſchaft in Gemeinden gegenüber der in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
vorgeſehenen Grundzahl erhöht worden iſt, treten gleichzeitig mit dem Ende der Wahlzeit der 
Vertretungskörperſchaft außer Kraft. 


8 8. 

() Für ehrenamtliche Tätigkeit ſowie die Mitwirkung in gemeindlichen Vertretungskörper⸗ 
ſchaften darf von den Gemeinden und Gemeindeverbänden außer den baren Auslagen nur der 
nachweislich entgangene Arbeitsverdienſt erſetzt werden, jedoch nicht über die nach reichsrechtlichen 
Vorſchriften einem Zeugen zuſtehenden Gebühren hinaus. Die Gewährung einer Pauſchal⸗ 
entſchädigung bleibt zuläſſig, wenn dadurch eine Mehrbelaſtung der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 
verbandes) nicht eintritt; die Pauſchalentſchädigung wird durch Ortsſatzung feſtgeſetzt. Die Orts⸗ 
ſatzung bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. l 

(2) Mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann dem Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher) 
außerdem eine mit ſeiner amtlichen Mühewaltung in billigem Verhältniſſe ſtehende Entſchädigung 
gewährt werden. À 2 im 
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8 9. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben durch Ortsſatzung Beſtimmungen über die 
Entſchädigung bei Dienſtreiſen und auswärtigen Beſchäftigungen (Tage- und Übernachtungsgelder, 
Erſatz der Fahrtauslagen, Beſchäftigungstagegelder) zu treffen. Die nach den ſtaatlichen Grund⸗ 
ſätzen zu gewährenden Beträge dürfen nicht überſchritten werden. Die Ortsſatzung kann die 
Gewährung von Pauſchalabfindungen für wiederholte Dienſtreiſen und auswärtige Beſchäftigungen 
vorſehen, wenn dadurch unter Berückſichtigung der vorausſichtlichen Zahl und vorausſichtlichen 
Dauer der Dienſtreiſen und auswärtigen Beſchäftigungen eine Mehrbelaſtung der Gemeinde (des 
Gemeindeverbandes) nicht eintritt. Die Ortsſatzung iſt bis zum 15. Mai 1933 zu beſchließen; fie 
bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Kan 


E § 10. 
Die Vorſchriften des § 3 dieſes Geſetzes finden auf die Stadtgemeinde Berlin keine An⸗ 
wendung. f 
8 11. 
Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. ; 
§.12. 
Das Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 6. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. | 
Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 


(Nr. 13863.) Geſetz über die Beendigung der Amtszeit ehrenamtlicher Beamter von Gemeinden 
und Gemeindeverbänden, über die Beſtätigung von Gemeindebeamten und über Wahlen 
in den Hohenzolleriſchen Landen. Vom 6. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


SL 
() Die Amtszeit der von den gemeindlichen Vertretungskörperſchaften gewählten unbeſoldeten 
Ehrenbeamten endet, ſoweit ſie nicht auf Grund der beſtehenden Vorſchriften ohnehin nach Neuwahl 
der Vertretungskörperſchaften neu zu wählen ſind, mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes. 
Das gleiche gilt für Gemeindevorſteher und Schöffen, die von Gemeindeverſammlungen gewählt 
worden ſind. dÉ "See 
(2) Die Neuwahlen haben unverzüglich ſtattzufinden. Die nach Abſ. 1 Ausſcheidenden 
bleiben bis zur Einführung der Neugewählten mit ihren bisherigen Rechten und Pflichten in 
ihrem Amte. 
82. 
Über die Betätigung der Kreisdeputierten ſowie der Amtsvorſteher und ihrer Stellvertreter 
entſcheidet der Regierungspräſident. i 


83. 

Die gewählten Bürgermeiſter, befoldeten und unbeſoldeten Beigeordneten, die beſoldeten und 
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder in Stadtgemeinden bedürfen der Beſtätigung. Über die Be⸗ 
ſtätigung entſcheidet bei Bürgermeiſtern der kreisfreien Städte das Staatsminiſterium, bei Mit- 
gliedern des Magiſtrats der Stadt Berlin, Bezirksbürgermeiſtern und Mitgliedern der Bezirksämter 
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der Stadt Berlin der Oberpräſident, im übrigen der Regierungspräſident. Soweit der Regierungs⸗ 
präſident über die Beſtätigung entſcheidet, kann ſie nur unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes 
verſagt werden. Lehnt der Bezirksausſchuß die Zuſtimmung ab, ſo kann ſie auf Antrag des 
Regierungspräſidenten durch den Miniſter des Innern ergänzt werden. 


e 8 4. 

In Landgemeinden bedürfen die Gemeindevorſteher (Bürgermeifter), die Mitglieder des 
kollegialiſchen Gemeindevorſtandes ſowie die Schöffen (Beigeordneten) der Beſtätigung des Landrats. 
Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt werden. Lehnt der 
Kreisausſchuß die Zuſtimmung ab, ſo kann ſie auf Antrag des Landrats durch den Regierungs⸗ 
präſidenten ergänzt werden. 

8 5. 


In den Städten der Hohenzolleriſchen Lande erfolgt die Wahl des Bürgermeiſters, des 
Beigeordneten und der Schöffen nur durch die Gemeindevertretung. 


$ 6. 
Der Miniſter des Innern iſt ermächtigt, die zur Ergänzung der Vorſchriften in 88 3, 4 und 
zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen zu erlaſſen. 


GW 
Die Vorſchriften der 88 3, 4 treten mit Wirkung vom 13. März 1933 in Kraft. Im übrigen 
tritt das Geſetz am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 6. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 


(Mr, 13864.) Geſetz zur Ausführung des Gleichſchaltungsgeſetzes in den Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden vom 31. März 1933. Vom 6. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1. 

Für die Beſchlußfähigkeit ſowie die Feſtſtellung einer einfachen oder beſonderen Mehrheit 
oder Minderheit in Vertretungskörperſchaften von Gemeinden und Gemeindeverbänden gilt die 
geſetzliche (ſatzungsmäßige) Zahl der Mitglieder der Vertretungskörperſchaften als um ſo viel ver⸗ 
mindert, als Sitze dadurch nicht beſetzt werden, daß die Zuteilung von Sitzen auf Wahlvorſchläge 
der Kommuniſtiſchen Partei auf Grund der 88 10 und 17 des Vorläufigen Geſetzes zur Gleich⸗ 
ſchaltung der Länder mit dem Reiche unwirkſam iſt. 0 


82. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 6. April 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 
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(Nr. 13865.) Geſetz über die Erklärung der Rechtsunwirkſamkeit von Wahlen zur Verbands⸗ 
verſammlung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. Vom 6. April 1933. 


Das Staatsminiſterium hat folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Paragraph. 


Die gemäß SS 5 und 7 der Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 
vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 286) von den durch die Verordnung vom 4. Februar 1933 
(Geſetzſamml. S. 21) aufgelöſten Vertretungen der Mitglieder — Stadtverordnetenverſammlungen, 
Kreistagen — für die IV. Wahlperiode der Verbandsverſammlung vorgenommenen Wahlen werden 
für rechtsunwirkſam erklärt. 


Berlin, den 6. April 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1933 


über die Genehmigung des von der Schleſiſchen Generallandſchaftsdirektion am 25. Januar 
1933 gefaßten Beſchluſſes über Anderung der Beſtimmungen über die landſchaftliche 
Zwangsverwaltung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 11 S. 97, ausgegeben am 18. März 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. März 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Schippenbeil für die Er⸗ 
haltung des ſogenannten Wollberges 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 14 S. 87, ausgegeben am 18. März 1933; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. März 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Brachwitz für die Anlagen 
zur Verſorgung der Gemeinde mit Trinkwaſſer einſchl. der Zufahrtswege und der erforder⸗ 
lichen Rohrleitungen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 12 S. 53, ausgegeben am 25. März 1933. 
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